Amts: Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
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Nro. 8. Marienwerder, den 20. Februar 1867. 
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Das 7te, Ste und gte Stück der Geſetzſammlung pro 1867 enthält unter: 


Neo. 6524. den Allerhöchſten Erlaß vom 12. Dezember 1866 nebft Tarif, nach welchem die Schiffahrts⸗ 
Abgaben in der Stadt Elbing zu erheben find; N 0 

Nero. 6525, das Patent wegen Beflgnahme der Herzogthümer Holſtein und Schleswig, vom 12. Jan, 1867; 

Nero. 6526. die Allerhöchſie Proklamation an die Einwohner der Herzogthümer Holſtein und Schleswig, 
dom 12. Januar 1867 ; 

Nro. 6527. die Verordnung, betreffend die Wee der Beamten in den mit der Preußſſchen Mo⸗ 
nerchie vereinigten Landestheilen, vom 22. Januar 1867; 

Nro. 6528. die Verordnung, betreffend die Aufrechthaltung der Intereſſen des öffentlichen Dienſtes in 

dem 1 9 7 Königreich Hannover, vom 24. Januar 1867; 

Nero. 6529, die Bekanntmachung, betreffend die Niem Tt Genehmigung der unter der Firma: „Eſſener 
n mit dem Sitze zu Eſſen errichteten Aktiengeſellſchaft, vom 
19. u 7 

NEO. 6530. das Patent wegen Beſitznahme vormals Großberzoglich Heſfiſcher Landestheile, v. 12. Jan. 1867; 

Nro. 6531. die Allerhöchste Proklamation an die Einwohner vormals Großherzoglich Heſſiſcher Landes⸗ 

teile, vom 12. Januar 1867; . 

Neo. 6532. die Verordnung, betreffend die Publikation der Geſetze in benjenigen Landestheilen, welche 
durch die Geſetze vem 24. Dezember 1866 (Geſetz⸗Samml. S. 875. 876.) der Preußliſchen 
Monarchie einverleibt worden find, vom 29. Januar 1867; 

Nro. 6533. die Verordnung, betreffend die Juftizverwaltung innerhalb der Herzogthümer Holſtein und 
Schleswig, vom 28. Januar 1867; 

Nro. 6534. 1 + A bie Wieſengenoſſenſchaft zu Niederberg im Kreiſe Euskirchen, dom 24. De⸗ 
zember . 


Verordnungen und Belanntmachungen der Provinzial - Behörden, 


1) Die in der Cireular-Verfägung vom 6. Mai 1850 aus geſprochenen Brundfäge, betreffend 
die Frage, wer diejenigen uneinziehbaren Koſien zu tragen hat, welche durch polizeiliche Verhandlungen 
zur Feſiſtellung verübter Vergehen und Verbrechen erwachſen, find einer erneuten Prüfung unterworfen 
worden, in Folge welcher wir im Einverffändniſſe mit dem Herrn Juftiz⸗Miniſter der Königlichen Re⸗ 
gierung Nachſiehendes eröffnen: 5 

Nach der gedachten Eireular⸗Berfügung vom 6. Mai 1850 fallen die durch die Feſtſtellung ver⸗ 
übter Vergehen oder Verbrechen entſtehenden Koften, wenn die Maßregeln, für welche ſie erwachſen find, 
als Theile der Verhandlungen einer gerichtlichen Unterſuchung oder Vorunterſuchung, oder auch vor der⸗ 
ſelben auf Verlangen des Stantsanwalts don der Polizeibehörde vorgenommen werben, dem Kriwinal⸗ 
donde zur Laft, wogegen die fraglichen Maßregeln, wenn ſie nicht als Theile der Verhandlungen einer 
Anichtlichen Unterſuchung, oder Vorunterſuchung oder auch vor derſelben nicht auf Verlangen der Staats⸗ 
ſehen zſchaft vorgenommen werden, als lediglich im Bereiche der Peltzel⸗ Verwaltung ſtattgefunden anzu- 
reiche find, und deshalb auch die dadurch entftehenden Koſten, Falls dieſe Maßregeln innerhalb des Be⸗ 

es einer Polizei⸗Behörde, deren Koften eine ſtädtiſche Gemeinde zu tragen hat, ausgeführt find, die⸗ 

Ge Val deren Tore een Polizeifonds zur 115 5 6 8 f 

ernach zu unterſcheiden, ob die durch Feſiſtellung d er Vergehen oder Verbrechen ent⸗ 
ſſehenden Koften für Maßregeln erwachſen find, welche ii 
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Ausgegeben in Marienwerder den 21. Februar 1867. 
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1. entweder als Theile der Verhandlungen einer gerichtlichen Unterſuchung oder Vorunterſuchung, 
oder auch vor derſelben auf Verlangen der Staats ⸗Anwaltſchaft, 

2. oder obne ein Verlangen des Staats- Anwalts, oder ohne Theil eirer gerichtlichen Unterſuchung 
oder Vorunterſuchung zu fein, von der Polizei⸗Behörde vorgenommen worden find. 

Die Koften der erſteren Kategorie fallen in Gemäßheit der Elrcular⸗Verfügung vom 6. Mat 1850 
dent Griminalfents zur Laſt, ohne Rückficht barauf, wer die Ausgaben der Polizei. Verwaltung zu be⸗ 
ſtreiten hat. Dieſe Beſtimmung ift in Betreff verjenigen Maßregeln, welche auf Verlangen des Staats⸗ 
Anwalts von der Poltzei⸗Bebörde vorgenommen worden find, bisher von den Juftizbehörden dahin aus⸗ 
geführt worden, daß die desfallfigen Koſten auf den Criminalfonds sur dann übernommen worden find, 
wenn den bezeichneten Maßregeln eine gerichtliche Unterſuchung oder Vorunterſuchung gefelgt ift. Der 
Herr Juftiz⸗Miniſter hat jedoch nunmehr für diejenigen Fälle, welche dom 1. Januar 1866 ab bei den 
Pollzeibehörden zur Zahlung gelangen und hernach bei den Juftizbehörden zur Erftattung liquidirt were 
den, die Anordnung getroffen, daß alle Koften, welche bei den Polizeibehörden durch eine auf Requi⸗ 
ſition der Staatsanwaltſchaft erfolgte Fefiſtellung verübter Vergehen und Verbrechen eniftehen, 
von dem C iminalfonds zu tragen find, es möge eine gerichtliche Unterſuchung oder Vorunterſuchung auf 
die polkzeilich vorgenommenen Maßregeln folgen oder nicht. 

Die Koſten der zweiten Kategorie, welche als lediglich im Bereiche der Pollzei- Verwaltung entſtau⸗ 
den anzufehen find, fallen dem zur Tragung der Koften der Polizei- Verwaltung Verpflichteten zur Laft. 
Die Beſtimmung der Circular-Berfüg:ng vom 6. Mai 1850, nach welcher dieſe Koſten, falls fie. nicht 
von einer ſtädtiſchen Gemeinde zu tragen, allemal auf den fiskaliſchen Pollzeifonds zu übernehmen find, 
bat durch die ſpötere Geſetzgebung eine Abänderung erlitten. Nachdem durch das Geſez vem 14. April 
1856, betreffend die ländlichen Obrigkeiten in den 6 öſtlichen Provinzen, der ältere Rechts zuſtand bezüg⸗ 
lich der ländlichen Poltzei⸗Verwoltungen definitiv aufrecht erhalten reſp. wiederhergeſtellt worden, ift der 
§. 3. des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850, nach welchem alle Gemeinden, 
auch die ländlichen, die Koften der Polizei⸗Verwaltung übernehmen ſollten, überall da unausführbar ge⸗ 
worden, wo bie Votausſetzung des 8. 1. nicht zutrifft. Die örtlichen Polizei ⸗Verwaltungskeſten liegen 
mithin, wie dies bereits in Betreff der Haft⸗ und Transport⸗Koſten durch die Circular⸗Verfügung vom 
7. Februar 1857 beſtimmt werden, in demſelben Umfange wie vor dem Geſetze vom 11. März 1850 
wiederum den Inhabern der Ortspolizei⸗Verwaltung ob. Dies gilt auch in Betreff der polizeilichen Ko⸗ 
fien der Feſtſtellung verübter Verbrechen und Vergehen, fo weit ſolche nach den obigen Grundſäten nicht 
auf den Criminalfonds übernommen werden. Ju denjenigen Fällen, in welchen die ländlichen Polizei⸗ 
Verwaltungen Ermittelungen von Vergehen und Verbrechen ohne Auftrag der Juſtiz⸗Behörde vornehmen, 
erfüllen ſie nur eine Verpflichtung, welche ihnen ſchon durch die Vorſchriften des allgemeinen Landrechts 
auferlegt und durch 8. 4. der Verordnung vom 3. Januar 1849 ausdrücklich belaſſen worden ift. Die 
„Koſten, welche ihnen aus dieſer Pflichterfüllung erwachſen, find Koſten der Polizei⸗Verwaltung, und wie 
die Inhaber der ortsobrigteitlichen Gewalt die Früchte der Polizei⸗Verwaltung beziehen, ſo haben ſie auch 
deren Laſten, jetzt wie früher, zu tragen. — Hiernach fallen die Koſten der zweiten Kategorie zur Laſt: 

a. wenn die Maßregeln zur Feftſtellung verübter Vergehen oder Verbrechen innerhalb des Bereichs 
einer Polizeibehörde ausgeführt find, deren Koſten eine Gemeinde — ſtädtiſche oder ländliche — 
zu tragen hat, dieſer Gemeinde, * 

b. wenn dieſe Maßregeln im Bereiche einer gutsherrlichen Polizet⸗Verwaltung vorgenommen wor» 
den, dem Inhaber der Polizeigewalt, vorbehaltlich der den Landgemeinden nach §. 37. Nro. 7. 
und 8. Tit. 7. Thl. II. des allgemeinen Landrechts obliegenden Verpflichtung, 

e. wenn die gedachten Maßregeln innerhalb des Bereichs einer von dem Staate als Gutsherrſchaft 
(Rentämtern ꝛc.) oder vermöge des Landeshoheitsrechts gehandhabten Polizei⸗Verwaltung vorge⸗ 
nommen werden, dem fiskaliſchen Polizeifonds, und find dieſe Koften ad e. auf den Fonds ber 
Regierungen zu polizeilichen Zwecken anzuweiſen. 

Die Königliche Regierung hat fortan nach vorſtehenden Grundſätzen zu verfahren. 

Der Herr Juftiz⸗Miniſter hat die Gerichte und die Beamten der Staatsanwaltſchaft durch die in 

per erſten Nummer des diesjährigen Juſtiz⸗Miniſterial⸗Blatts veröffentlichte Verfügung vom 29. Dezem- 


ber v. J. mit entſprechender Anweiſung verſehen. Berlin, den 10. Februar 1866. 
Der Finanz- Minifter. Der Minifter des Innern. 
ez. v. Bodelschwingh. gez. Graf zu Eulenburg. 


An die Königl. Regierung zu Marienwerder. 
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Vorſtehendes Miniftert 1. Reſerſpt vom 10. Februar 1866 würd blerdurch den Beh -den unſeres 
Reſſorts unter Aufhebung unſerer Amtsblatts⸗ Bekanntmachung vom 31. Mai 1850 Seite 167 des Amts- 
Blatts de 1850 zur Nachachtung mitgetheilt. 

Marienwerder, den 5. Februar 1867. Könial. Regierung. Abtbeil. des Innern. 
2) Die Pollzel⸗Verordnung des Magiſtrats Mewe vom 29. Mat 1865, den Aufentbalt der Ge⸗ 
piffen, Geſellen, Lehrlinge und Schulkinder in Herbergen and Schankhäuſern betreffend, it in Nro. 26. 
pro 1865 des Kreisblatts des Marienwerder 'ſchen Kreiſes veröffentlicht. 
Marienwerder, den 9. Februar 1867. Könial. Regierung. Abtbeſl. des Innern. 

8) Die von dem Gutsbeſitzer Temme zu Polniſch Wanceran on den Forfiſiscus abgetretene, 
früher dem Kaufmann Eilers au Czersk gebsrig geweſene Ackerflächt von 4 Moraen ift von dem Ge⸗ 
meindeverbande der Dorfſchaft Ciersk abgetrennt und mit ben. flekaliſch'n Gutsbeurke zu Czerek vereinigt 
worden. Marienwerder, den 13. Februar 1867. Königl. Regierung. Mbthellung des nrern. 

Die Repkrankheit unter den Pferden des Beſitzers Hildebrandt in Penſan (Kreis Thorn) 
iſt erloſchen. Marienwerder, den 14. Februar 1867. Königl. Regierung. Abihell. de Junern. 

5) Die Prüfung von Shulamts. Pröparanden zum Eintritt in das Königl. evangeliſche Schul⸗ 

lebrer⸗Semiwar zu WMarienburg betreſſend. 

Zur Prüfung derjenigen Schulamtepräparanden, welche in dem Königl. evangeliſchen Schullehrer 
Femme zu Marienburg für das Elementarſchulfach ausgebildet au werden wänfchen, iſt der Termin auf 

en 1. Juni d. J. fefigeſezt. Die Aſpiranten haben ſich aber ſchon am 31. Mai d J., Abende 6 
Uhr, bei dem Herrn Seminar- Director Borowski u melden. — Wir bringen dies hierdurch aut 
öffentlichen Kennt⸗iß mit dem Bemerken, daß die Examinanden mindeftens 17 Jahre alt fein müſſen 
und daß dleſelben felgende ftempelfreie Attefte reſp Schriftfücke 14 Tage vor dem anberaumten Prüfungs⸗ 
Termin dem Herrn Director Borowski einzuſenden haben: 

1. einen ſelbftwerfaßten Auffag — ihren Lebenslauf enthaltend — in deutſcher, und wenn fie pol · 

niſcher Zunge find, auch in polniſcher Sprache, 

2. den Taufe und Confirmationsſchein, 

3. die Zeugniffe über die genoſſene Bildung, wozu auch das Zeugniß des Kreis⸗Schulinſpectors 


gehört, 
4. die Zeugniſſe derjenigen Geiſtlichen, in deren Kirchſplelen ſie ſich während der letzten zwei Jahre 
aufgehalten baben, über den bisherigen Lebenswandel und 
5. ein örgtliches Atteſt über den Geſundheitezuftand und die ſtattgefundene Impfung. 
Die schriftliche Meldung unter Beifügung dieſer Zeuaniſſe iſt jedenfalls bis zu dem beftimmten 
Termin zu bewirken, widrigenfalls die Zulaſſung zur Prüfung nicht erfolgen kann. 
Königsberg, den 31. Januar 1867. Königliches Provinzial⸗Schul⸗Collegſum. 
6) Den evangeliſchen Kirchen zu Neugolz und Hoffftädt, im Kreiſe Dt. Crone, ſind nachfolgende 
Geſchenke gemacht worden 5 

a, der Kirche zu Neugolz: am Tage der vorjährigen Einſegnung von den Konfirmanden eine große 
Abendmahlskanne von Britannia ⸗ Metall, 

b. der Kirche zu Hoffftäbt: von einem Gemeinde⸗Mitgliede zwei ſchwarz geſtrichene Tafeln zum 
Anſchreiben der Lieder⸗Nummern. 

Indem wir dieſe Gaben zur öffentlichen Kenntniß bringen, bezeigen wir dem dadurch an den Tag 

gelegten kirchlichen Gemeinſinn unſere Anerkennung. 
Marienwerder, den 9. Februar 1867. Königl. Regierung. Abthetl. für Kirchen a. Schul weſen. 
5 7) Die Beſcheinigungen über die beim Domalnen⸗Veräußernnas fonds im Laufe des II. Duars 
als 1866 zur definitiven Vereinnahmung gelangten Kaufgelder und Zinſen für veräußerte Domainen und 
Waaltgrundftücke, ſowie über die Fapttallen zur Ablöſung von Dowalnen⸗Abaaben ein chließlich der Do⸗ 
betta Amortiſatloosrenten find mit den vorſchriftsmäßigen BVerificationg ⸗Atteſten verſehen, heute den 
effenden Domainen⸗Renr⸗Aemtern mit der Aufgabe überſandt: 

a. die Beſcheinigurgen über die durch Kapitalzahlung erfolgte vollſtändige Ablöſung von Demainen⸗ 
Amortifations-Nenten, den betreffenden Hypotbekenbehörden Behufs Löſchung des Rentenpflich⸗ 
aaleitsnermerte im Hypothekenbuch zu überſenden, von welchen demnächſt bie Betheiligten die 

b die Yäntiaung der Quittungen zu erwarten haben, und 

„die Beſcheinigungen über Kaufgelder und Zinfen, Ablöſungskaptal für Domalnenzins und die 
nur thellweiſe erfolgte Ablöſung der Domalnen⸗Amortiſatjons Rente, 
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den Stnzablern ſelbſt auszuhändigen. Marienwerder, den 31. Januar 1867. 
Koͤnizliche Regierung. Abele fle drehe Steuern, Domainen und Forßen. 


| Derfonai- Cheni. 


8) Der bisherige erſte ordentliche Lehrer, Oberlebrer Dr. Robert Thomaszewsti am ym ; 
naſium in Neuftabt (Weftpr.) iſt als füufter Symnafial- Oberlehrer zu Culm definitiv angeſtellt. a 

Der Kreierichter Meißner zu Culm ift verſtorben. N 

Der Gerichte ⸗Aſſeſſor Tolsdorf zu Graudenz ift zum Kreis richter bei dem Kreisgerichte zu Löban 
ernannt worden. — 4 - P 

Der aus dem Departement des Appellatlonsperichts zu Bromberg in das Departement des Appel⸗ 
lutſonggerichts zu Marienwerder verſetzte Berichts ⸗Aſſeſſor Münzer iſt dem Krelsgerichte zu Flatow zur 
Beſchäftigung über wieſen worden. 5 
get N Bureau. Aſſiſtent Poppy zu Danzig ift bei dem Kreis gerichte zu Strasburg als Secretalr 
ngeſtellt worden. 1 5 a 

Der Gerichts bote und Exekutor Kropp zu Vandsburg ift in gleicher Dienſteigenſchaft an das RB- 
nigliche Kreisgericht zu Dt. Erene verſetzt worden. 

Der interimiftifche erſte Gerichtsdlener Liedtke zu Thorn ift definitiv angeſtellt worden. 

Im Landrathekreiſe Cenis ift der Schulze Paul Jaſtaf zu Poln. Cekezyn als Schledsmann für 
das Kirchſpiel Peln. Cekezyn gewählt und deſtätigt worden. 

Im Landratbskreiſe Culm find als Schiedsmänner gewählt reſp. wiedergewählt und Beflätiat worden: 
J. der Hofbefiger Robert Schulz iu Culmiſch ihre für das Kirchſplel Schöneich, 2. der Ritter 
autöbefiger v. Ehrianoweft zu Oftrowo für das Kirchſpiel Plusnitz. 

Jür den 8. Landbezirk des Kreiſes Flatow iſt der Lehrer Klakecki zu Or. Loßburg als Schleds⸗ 
mann gewählt und beftätigt worden. 

Erledigte Schulſtellen. 
Die te Lehrerftelle an der evangellſchen Stadiſchule zu Flatow wird 1. April d. J. 
ledig. Wm ue um biefelbe find bei dem Prinzlichen Rentamte vafelbft anti du ee 1 

Die 1, Lehrerſtelle an der Stadtſchule zu Neumark if erledigt. Lehrer evangellſcher Fonfelfen, 
welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben ſich unter Einſendung ihrer Zeugniſſe bei dem Mägifirat 
zu Neumark zu melden. g 

An der evangeliſchen Stadtſchule zu Schloppe find 2 Lehrer. Stellen varant und fpäteftene zum 1. 
7275 d. 9 zu nn A mee wollen ſich unter Beifügung der Zengniſſe bis zum 1. März d. J. 

ei dem Magiſtrate daſelbſt melden. 1 5 nat 

Die hehe zu Dulzig wird zum 1. Mai d. J. erledigt. Lehrer evangeliſcher Konfeffion, 
welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben ſich unter Einfendung ihrer Zeugniſſe dei den Gutsherren 
bon Lubochin und Dulzig zu melden. 

Die neu einzurichtende Ate katholiſche Lehrerftelle zu Lautenburg, welche mit einem ſtren Gehalte 
von 200 Rihlr. verbunden ift, ſoll vom 1. April d. J. ab beſetzt werden. Dualificitte Bewerber wollen 
fi unter Ueberreſchung ihrer Attefle bis zum 15. März d. F. bei dem daſigen Mogiſtrate melden. 

Die Schullebrerſtelle zu Numieniga wird zum 1. April d. J. erledigt. Lehrer katholiſcher Confeſ⸗ 
fien, welche ſich um dleſelbe bewerben wollen, haben fi unter Einſendung ihrer Zeugniffe bei dem Krels⸗ 
Schulinſpector Herrn Dekan und Ehrendomherrn Klingenberg zu Löbau zu melden. 

Die Schullehrerftele zu Gr. Budzisk wird zum 1. April d. J erledigt. Lehrer kathollſcher Confeſ⸗ 
ſton, welche ſich um dleſelde bewerben wollen, haben ſich unter Einſendung ihrer Zeugniſſe bel dem Königl. 
Kreis⸗Schuliuſpector Herrn Dekan Steinigle zu Jezewe bei Laskowitz zu melden. 


„„. 


(Hierzu der öffentliche Anzeiger Nro. 8.) 
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ebigiet ien Byrean der Kiniglichen Regierung. Drud der Kante r'ſchen Heſpuchd ndert. 


